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zinisch begründeten Fällen zu erfolgen.
Diese Fälle sind gegeben, wenn bei lebensgefährlich er­
krankten oder verletzten Inhaftierten die ärztliche Ver- 
Sö'f güftq' uh'ähdlTütig" 1 h detf VTmbulänzeh’ '‘ d &'FDh tefsuc(i"ühgs- ’’ 
haftanstaiten nicht gewährleistet und die T ra nspö r t fjihägke i t 
dieser Inhaftierten in das Haftkrankenhaus des, .MfS., in i;das 
Haftkrankenhaus Leipzig oder in Krankenhausabtei J ungen der 
Strafvollzugseinrichtungen des MdI , nicht ’gegehtyjli st bzw. 
wenn sich bei Inhaftierten spezielle d i agnost i sehe oder the­
rapeutische Maßnahmen erfo rderl£ ch machen, die nur in bestimm­
ten zivilen medizinischen EI in r i ch tungen des Gesundheitswesens 
erfolgen • - f - - u  i.-'.,.- ••V/<vz/V-n.Vs./v-* f
Einweisungen in zivile Einrichtungen des Gesundheitswesens 
(im weiteren als Einweisungen bezeichnet) sind nur mit Zusti 
mung des Leiters der zuständigen Diensteinheit der Linie IX 
von den zuständigen Ärzten der Medizinischen Dienste des MfS 
vorzunehmen.
Ist eine Einweisung während eines Transportes erforderlich, 
hat der verantwortliche Transportoffizier diesen Sachverhalt 
unverzüglicn dem Leiter dar zuständigen Abteilung XIV zu 
melden./

- Während der Einweisung hat der zuständige Leiter der Abteilung 
XIV in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Leiter der Dienst­
einheit der Linie IX, den abwehrmäßig zuständigen operativen 
Diensteinheiten und den einweisenden Ärzten ein hohes Maß an 
Sichrer.bei t z.u.,,g.ar.an.t i,ere,n , die 1 ücken] o.se. ß.e.auf s'ich tigung- bzw.

. Bewachung der Inhaftierten zu gewährleisten und‘'konkrete Maß­
nahmen f ür . G-eWahr lei s t ung . der, .Gehe i mh alt .urig .= durchzusiet zen.

- Werden Inhaftierte zur Durchführung eines.operativen Eingrif­
fes stationär eing’ewieseh ,: ist das sehrift 1iche Einversfcänd- 
nis dazu bereits in der Untersuchungshaftanstalt von „den be- 

*• ’l'rt f f e ; elh z'Ci'h Öle fü'Vü'rt 8 . "tJ fern ".'.Ein we iS ü h g sä c.H-e i n
z'ür stationären medizinischen Behandlung bei zu fügen.
W.i r d;.;,y oh I rthäf t i.e r teu .i h £ . 
oder die Gesundheit stark
gert (z. B. bei hartnäckiger Verweigerung der Nahrungsauf­
nahme, Suizidversuchen u. a.), können die ärztliche Behand­
lung oder der ärztliche Eingriff zur Beseitigung dieses Zu­
standes auch ohne Zustimmung der Inhaftierten vorgenommen wer­
den.

gefährdenden Zustandes verwei-

- Den zivilen medizinischen Einrichtungen sind keine Gesundheits 
akten der Inhaftierten zu übergeben oder zur Einsichtnahme 
zu überlassen. Diesen Einrichtungen sind nur Epikrisen bzw.. 
erforderliche Labor- und Röntgenbefunde zur Verfügung zu 
stellen.
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